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Bonn, den 24. Mai 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Finanzpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über bestimmte Maß- 
nahmen, die für die Landwirtschaft infolge der Entwicklung 
der monetären Lage zu treffen sind. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 15. Mai 1972 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 
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Alleinvertrieb Dr Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über bestimmte Maßnahmen, die für die Landwirtschaft 
infolge der Entwicklung der monetären Lage zu treffen sind. 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und insbesondere 
auf die Artikel 28, 42, 43 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 974/71 des Rates vom 
12. Mai 1971 über bestimmte konjunkturpolitische 
Maßnahmen, die in der Landwirtschaft im Anschluß 
an die vorübergehende Erweiterung der Bandbreiten 
der Währungen einiger Mitgliedstaaten zu treffen 
sind 1 ), hat für die Mitgliedstaaten, die für ihre 
Währung einen Wechselkurs zulassen, der über der 
durch die internationale Regelung genehmigten 
Bandbreite liegt, ein System von Ausgleichsbeträgen 
geschaffen, die auf den Unterschied zwischen den 
noch gültigen Paritäten der betreffenden Mitglied- 
staaten und dem arithmetischen Mittel der während 
eines bestimmten Zeitraums im Kassageschäft fest- 
gestellten Wechselkurse der betreffenden Währung 
im Verhältnis zum Dollar der Vereinigten Staaten 
von Amerika gestützt sind. 

Wenn diese Mitgliedstaaten ihre Währungen 
offiziell aufwerten werden, wird sich das Verhält- 
nis zwischen der Parität dieser Währungen und dein 
Wert der Rechnungseinheit ändern. Es ist vorge- 
sehen, den Wert der Rechnungseinheit und die im 
Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik festgesetzten 
Preise nicht zu ändern. 

Die mit Hilfe der neuen Paritäten vorgenommene 
Anpassung der Preise der betroffenen Mitglied- 
staaten an die in Rechnungseinheiten ausgedrückten 
gemeinsamen Preise würde in diesen Mitgliedstaa- 
ten die Einkünfte der Landwirte beeinträchtigen, 
eine Folge, die mit den Zielen des Artikels 39 des 
Vertrags unvereinbar ist. 

Es ist daher erforderlich vorzusehen, daß die In- 
terventions- oder Ankaufpreise, die von den Mit- 
gliedstaaten nach den Verordnungen über die ge- 
meinsamen landwirtschaftlichen Marktorganisatio- 
nen als Intervention auf dem Binnenmarkt zu zahlen 
sind, um die Auswirkung der Paritätsänderung er- 
höht werden. Es ist außerdem nötig, dieser Erhöhung 
für die Bestimmung anderer nach den Verordnungen 
über die Marktorganisation zu zahlender oder lest- 
zustellender Beträge Rechnung zu tragen. 

Außerdem ist es erforderlich zu gewährleisten, 
daß die Verzögerung der automatischen Anpassung 


der Preise der betreffenden Mitgliedstaaten keine 
Schwierigkeiten im Handelsverkehr mit den ande- 
ren Mitgliedstaaten und den dritten Ländern mit sich 
bringt. 

Es ist angebracht, Maßnahmen vorzusehen, die die 
schrittweise Anpassung der Preise der betreffenden 
Mitgliedstaaten an die gemeinsamen Preise sicher- 
stellen. 

Für den Mitgliedstaat, in dem die Aufwertung am 
höchsten ist, empfiehlt sich eine kurzfristig vorzu- 
nehmende Preissenkung, und zwar in dem Maße, um 
das die Aufwertung seiner Währung die der Wäh- 
rungen der anderen betroffenen Mitgliedstaaten 
übersteigt. 

Um die Verluste zu vermeiden, die aus der Anpas- 
sung der Preise für die Landwirtschaft des Mitglied- 
staates entstehen können, der diese Senkung vor- 
nehmen muß, ist es angebracht, diesem Mitgliedstaat 
die Möglichkeit zu geben, mit einzelstaatlichen, z. B. 
steuerlichen Maßnahmen, einen Teil oder die Ge- 
samtheit der Auswirkung dieser Verminderung aus- 
zugleichen. 

Die im Handelsverkehr mit den Nichtmitglied- 
staaten nach dieser Verordnung erhobenen Aus- 
gleichsbeträge gehören zu den landwirtschaftlichen 
Abschöpfungen im Sinne des Artikels 2 Buchstabe a 
des Beschlusses vom 21. April 1970 über die Erset- 
zung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch 
eigene Mittel der Gemeinschaften 2 ); es ist ange- 
bracht zu gewährleisten, daß auch die anderen Aus- 
gleichsbeträge im Rahmen der Regelung über die 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik in Rech- 
nung gestellt werden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN : 

Artikel 1 

1. Sobald einer der nachstehend genannten Mit- 
gliedstaaten nach dem vom Internationalen Wäh- 
rungsfonds vorgesehenen Verfahren und gemäß dem 
sich aus den Vereinbarungen von Washington vom 
18. Dezember 1971 ergebenden Satz seine Währung 
offiziell aufwertet, werden die von diesem Staat 
gemäß den Verordnungen über die gemeinsame 
Agrarmarktorganisation als Interventionen auf dem 
Binnenmarkt zu zahlenden Interventions- oder An- 
kaufspreise 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 106 
vom 12. Mai 1971, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S, 19 
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- in Deutschland um 4,61 v. H., 

- in Belgien, Luxemburg und den Niederlanden um 
2,76 v. H. erhöht. 

2. Die von dem betreffenden Mitgliedstaat gemäß 
den Verordnungen über die gemeinsame Agrar- 
marktorganisation als andere Interventionen auf 
dem Binnenmarkt zu zahlenden anderen Beträge 
werden um einen - unter Berücksichtigung der Aus- 
wirkung der in Absatz 1 genannten Maßnahmen - 
zu bestimmenden Betrag erhöht. 

3. Müssen bei der Anwendung der Verordnungen 
über die gemeinsame Agrarmarktorganisation 
Marktpreise der in Absatz 1 genannten Mitglied- 
staaten zugrunde gelegt werden, so wird die Aus- 
wirkung der neuen Parität berücksichtigt. 

Artikel 2 

1. Soweit es erforderlich ist, um die Wirkungen 
des Unterschieds zwischen den in Artikel 1 genann- 
ten Preisen und Beträgen und den gemeinschaftlichen 
Preisen und Beträgen auszugleichen, 

a) erheben bei der Einfuhr aus Mitgliedstaaten und 
dritten Ländern, 

b) gewähren bei der Ausfuhr nach Mitgliedstaaten 
und dritten Ländern 

die in demselben Artikel genannten Mitgliedstaaten 
Ausgleichsbeträge für die nachfolgend bestimmten 
Erzeugnisse und Waren unter den nachstehend ge- 
nannten Bedingungen. 

2. Die Ausgleichsbeträge gelten für 

a) Erzeugnisse, für die im Rahmen der gemeinsamen 
Agrarmarktorganisation Interventionsmaßnah- 
men vorgesehen sind, ausgenommen Ölsaaten, 

b) Erzeugnisse oder Waren, deren Preis sich nach 
dem Preis der in Buchstabe a genannten Erzeug- 
nisse richtet und die unter die gemeinsame 
Marktorganisation fallen oder Gegenstand spezi- 
fischer Handelsregelungen sind. 

Die Ausgleichsbeträge werden nicht angewandt im 
Handelsverkehr mit Erzeugnissen und Waren, für 
die von der Gemeinschaft im Rahmen des GATT 
Tarifkonzessionen eingeräumt wurden, außer in den 
Fällen, in denen die Bedingungen der Tarifkonzes- 
sion eine zusätzliche Abgabe erlauben. In diesen 
Fällen darf der Ausgleichsbetrag nicht höher sein 
als der in den Einzelheiten der Konzession festge- 
setzte Betrag. 

3. Die Ausgleichsbeträge sind gleich: 

a) für die in Absatz 2 Buchstabe a genannten Er- 
zeugnisse 

- in Deutschland: 4,61 v. H., 

- in Belgien, Luxemburg und den Niederlanden: 
2,76 v. H. 


des von den Mitgliedstaaten nach den Verord- 
nungen über die gemeinsame Agrarmarktorga- 
nisation als Intervention auf dem Binnenmarkt 
zu zahlenden Interventions- oder Ankaufpreises, 

b) für die in Absatz 2 Buchstabe b genannten Er- 
zeugnisse oder Waren, der sich auf den Preis des 
betreffenden Erzeugnisses oder der betreffenden 
Ware ergebenden Auswirkung der Anwendung 
des Ausgleichsbetrages auf den Preis des in Ab- 
satz 2 Buchstabe a genannten Erzeugnisses, nach 
dem sich der Preis des betreffenden Erzeugnisses 
oder der betreffenden Ware richtet. 

Im Handelsverkehr zwischen den in Artikel 1 Ab- 
satz 1 genannten Mitgliedstaaten wird jedoch der 
auf ein bestimmtes Erzeugnis in dem einen Mitglied- 
staat anzuwendende Ausgleichsbetrag um den in 
dem anderen Mitgliedstaat für dieses Erzeugnis an- 
zuwendenden Ausgleichsbetrag verringert. 

Artikel 3 

1. Mit Wirkung vom 1. Juli 1972 wird der für 
Deutschland in Artikel 1 Absatz 1 und Artikel 2 
Absatz 3 aufgeführte Vomhundertsatz von 4,61 durch 
den von 2,76 ersetzt. 

2. Der für Belgien, Luxemburg und die Niederlande 
in Artikel 1 Absatz 1 und in Artikel 2 Absatz 3 auf- 
geführte Vomhundertsatz sowie der für Deutschland 
in Absatz 1 aufgeführte Vomhundertsatz von 2,76 
werden stufenweise abgebaut, während zugleich 
Maßnahmen getroffen werden, damit von diesem 
Abbau die Einkommen der Landwirte nicht betroffen 
werden. 

Die Durchführungsregeln zu diesem Absatz werden 
vor dem 1. Oktober 1972 vom Rat auf Vorschlag der 
Kommission mit qualifizierter Mehrheit erlassen. 

Artikel 4 

1. Deutschland ist ermächtigt, mit Wirkung vom 

1. Juli 1972 mit Hilfe nationaler Beihilfemaßnahmen, 
zum Beispiel durch Steuermaßnahmen, einen Teil 
oder die Gesamtheit der Auswirkungen der in Arti- 
kel 3 Absatz 1 genannten Änderung des Vomhun- 
dertsatzes auszugleichen, wobei nur solche Maßnah- 
men zu ergreifen sind, die die Bedingungen für den 
Handel sowenig wie möglich und auf jeden Fall für 
den kürzestmöglichen Zeitraum ändern. 

2. Die Vorschriften des Artikels 93 des Vertrages 
finden auf die in diesem Artikel genannten Beihilfen 
Anwendung. 

Artikel 5 

1. Die im Handelsverkehr mit den dritten Ländern 
gewährten Ausgleichsbeträge gelten für die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik als Teil der 
Erstattungen bei der Ausfuhr nach dritten Ländern. 
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2. Mit Wirkung vom 1. Januar 1973 gelten für die 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik die im 
Handelsverkehr zwischen den Mitgliedstaaten erho- 
benen oder gewährten Ausgleichsbeträge als Teil 
der Interventionen zur Regulierung der Agrarmärk- 
te. 

Artikel 6 

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Verord- 
nung, in denen weitere Abweichungen von den Ver- 
ordnungen über die gemeinsame Agrarpolitik und 
die spezifischen Handelsregelungen vorgesehen wer- 
den können, und insbesondere die Ausgleichsbe- 
träge, werden nach dem Verfahren des Artikels 26 
der Verordnung Nr. 120/67/EWG des Rates vom 
13. Juni 1967 über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Getreide 3 ), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 796/72 4 ), oder je nach Fall nach 
dem entsprechenden Artikel der anderen Verord- 
nungen über die gemeinsame Agrarmarktorganisa- 
tion erlassen. 


Artikel 7 

Die Verordnung (EWG) Nr. 974/71 ist nicht mehr an- 
wendbar, sobald die Vorschriften des Artikels 1 an- 
wendbar werden. 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 21. April 1972, S. 7 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Verordnung (EWG) Nr. 974/71 des Rates vom 
12. Mai 1971 über bestimmte konjunkturpoliti- 
sche Maßnahmen, die in der Landwirtschaft im An- 
schluß an die vorübergehende Erweiterung der 
Bandbreiten der Währungen einiger Mitgliedstaaten 
zu treffen sind (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 106 vom 12. Mai 1971, S. 1) hat für die 
Mitgliedstaaten, die für ihre Währungen einen 
Wechselkurs zulassen, der über der durch die inter- 
nationale Regelung genehmigten Bandbreite liegt, 
ein System von Ausgleichsbeträgen eingeführt, die 
auf den Unterschied zwischen der amtlichen Parität 
und den tatsächlich festgestellten Wechselkursen 
des Dollars der Vereinigten Staaten gestützt sind. 
Ohne diese Maßnahmen hätte der Markt der betrof- 
fenen landwirtschaftlichen Erzeugnisse unannehm- 
bare Schäden hinnehmen müssen, weil die Preise und 
alle anderen für die gemeinsame Agrarpolitik her- 
angezogenen Elemente auf der Grundlage der im- 
mer noch gültigen Paritäten in nationale Währung 
umgerechnet werden, wohingegen der Handelsver- 
kehr auf der Grundlage der auf den Börsen tatsäch- 
lich gehandelten Kurse abgewickelt wird. 

Diese Verordnung, die anläßlich des Floatierens der 
Deutschen Mark und des Gulden im Mai 1971 erlas- 
sen worden ist, hat ohne besondere Schwierigkeiten 
auch beim Floatieren des Belgischen Franken im 
August 1971 angewendet werden können. Dagegen 
konnte ihre nach den Entscheidungen von Washing- 
ton im Dezember 1971 auf die ganze Gemeinschaft 
ausgedehnte Anwendung nur mit Schwierigkeiten 
durchgeführt werden; denn das System war nicht für 
einen solchen Zweck konzipiert und seine Unzu- 
träglichkeiten wurden durch die Ausweitung seines 
Anwendungsbereichs verstärkt. 

Die Kommission hat in ihren Berichten über die An- 
wendung der Verordnung (EWG) Nr. 974/71, die sie 
dem Rat periodisch unterbreitet, regelmäßig auf die 
aufgetretenen Schwierigkeiten hingewiesen und im 
allgemeinen auf die rechtliche oder praktische Un- 
möglichkeit, ihnen Rechnung zu tragen. 

Die Unzuträglichkeiten der Regelung entstanden 
insbesondere aus folgenden Gründen: 

- die Ausgleichsbeträge waren nach Maßgabe der 
Entwicklung der Wechselkurse variabel und 
konnten nur mit einer gewissen Verzögerung im 
Verhältnis zu dieser Entwicklung festgesetzt wer- 
den; 

- die Ausgleichsbeträge wurden nur nach Maßgabe 
der Abwertung des Dollars auf dem Geldmarkt der 
Gemeinschaft festgesetzt, ohne daß die Entwick- 
lung der Kurse der Währungen anderer Länder, 
die ebenfalls nach der Gemeinschaft ausführen., in 
Betracht gezogen worden wären. 

2. Der vorliegende Vorschlag setzt sich zum Ziel, 
die Lage zu regeln, wie sie im Augenblick der amt- 


lichen Erklärung der neuen Paritäten bestehen wird. 
Nach den Übereinkünften von Washington vom 
18. Dezember 1971 müßte die Deutsche Mark dann 
um 4,61 v. H. und die Währungen der Benelux- 
länder um 2,76 v. H. aufgewertet werden, während 
der Französische Franken keine Änderung erfährt 
und die Italienische Lira um 1 v. H. abgewertet wür- 
de. Für die beiden letztgenannten Mitgliedstaaten 
ist im Unterschied zu den vier anderen Ländern kei- 
ne besondere Maßnahme vorgesehen. Die Erklärung 
neuer Paritäten würde nämlich grundsätzlich in den 
Mitgliedstaaten, die ihre Währungen aufgewertet 
haben, in nationaler Währung eine Senkung der in 
Rechnungseinheiten festgesetzten gemeinsamen 
Preise mit sich bringen, weil eine Änderung des 
Wertes der Rechnungseinheit nicht ins Auge gefaßt 
ist. Dies würde zu einer Verminderung der Einkünfte 
der Landwirte führen, die mit den in Artikel 39 des 
Vertrages aufgeführten Zielen unvereinbar scheint. 

Um dieses Ergebnis zu vermeiden, ist es erforderlich, 
die Interventions- oder Ankaufpreise, die die Sta- 
bilität der Einkünfte der Erzeuger im Rahmen der 
gemeinsamen Agrarmarktorganisation gewährlei- 
sten, sowie die anderen von den Mitgliedstaaten als 
Interventionsmaßnahme zu bezahlenden Beträge, um 
die Auswirkung der Aufwertung zu erhöhen. Da dies 
eine Abweichung vom Grundsatz der Einheitlichkeit 
der Preise in der Gemeinschaft darstellt, müssen 
Mittel und Wege für eine stufenweise Annäherung 
vorgesehen werden. 

Zu diesem Zweck wird zunächst vorgeschrieben, daß 
in Deutschland die Auswirkung der Aufwertung in 
naher Zukunft auf die Höhe der Aufwertung der 
Beneluxländer gesenkt wird; dabei wird diesem 
Mitgliedstaat gestattet, auf nationaler Ebene, ins- 
besondere durch steuerliche Maßnahmen, die daraus 
für seine Landwirtschaft resultierenden Verluste 
auszugleichen. Soweit für die steuerlichen Maßnah- 
men auf das System der Mehrwertsteuer zurück- 
gegriffen werden sollte, erscheint es angebracht, so- 
weit wie möglich eine Beeinträchtigung der Harmo- 
msierungsmaßnahmen zu vermeiden, die insbeson- 
dere nach den Artikeln 15 und 19 der zweiten Direk- 
tive des Rates vom 11. April 1967 sowie, was die ein- 
heitliche Bemessungsgrundlage der Mehrwertsteuer 
anbetrifft, nach Artikel 4 des Beschlusses vom 
21. April 1970 über die Eigenmittel der Gemein- 
schalt zu erlassen sind. 

Außerdem soll in den betroffenen vier Mitgliedstaa- 
ten die noch verbleibende Erhöhung stufenweise 
nach vom Rat noch zu erlassenden Einzelheiten an 
den gemeinsamen Preis angepaßt werden. Zugleich 
sollen Maßnahmen ergriffen werden, damit diese 
Verminderungen die Einkünfte der Landwirte nicht 
schmälern. 

Die Festsetzung von Interventions- und Ankauf- 
preisen, die höher sind als die gemeinsamen Preise 
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und sich aus der Beibehaltung der Preise in nationa- 
ler Währung ergeben, muß notwendigerweise von 
einem System von Ausgleichsbeträgen begleitet 
sein, die dazu bestimmt sind, im Handelsverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten und mit den dritten 
Ländern die zwischen den Preisen der einzelnen Mit- 
gliedstaaten bestehenden Unterschiede auszuglei- 
chen. 

Jedoch ist der in den Beziehungen mit den dritten 
Ländern anwendbare Einfuhrschutz bei verschiede- 
nen Erzeugnissen im Rahmen des GATT konsolidiert 
worden. Für einige dieser konsolidierten Erzeug- 
nisse haben dritte Länder heftige Kritik gegen das 
System der Ausgleichsbeträge geltend gemacht, die 
sie für mit der Konsolidierung unvereinbar erachte- 
ten. Die Kommission schlägt nunmehr vor, daß kein 
Ausgleichsbetrag im Handelsverkehr mit den Er- 
zeugnissen, für die im Rahmen des GATT Tarif- 
Konzessionen zugestanden worden sind, erhoben 


werden soll, abgesehen von den Fällen, wo die Be- 
dingungen der Tarif-Konzession die Erhebung eines 
zusätzlichen Betrages erlauben. 

In dem im Rat am 21. März 1972 getroffenen Über- 
einkommen wird im übrigen vorgeschlagen, daß das 
System der Ausgleichsbeträge in die gemeinsame 
Finanzierung einbezogen wird. Für die Ausgleichs- 
beträge, die bei der Einfuhr aus dritten Ländern 
erhoben werden, ergibt sich dies schon aus Artikel 2 
Unterabsatz 1 Buchstabe A des Beschlusses vom 
21. April 1970 über die Ersetzung der Finanzbei- 
träge der Mitgliedstaaten durch eigene Mittel der 
Gemeinschaften. (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. L 94 vom 28. April 1971, S. 19). 
Dagegen ist es noch notwendig, Vorschriften dafür 
vorzusehen, daß die Finanzierung der bei der Aus- 
fuhr nach dritten Ländern gewährten Ausgleichs- 
beträge und der im innergemeinschaftlichen Handel 
angewandten Ausgleichsbeträge sichergestellt ist. 
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